
 

 

 

 

  

Nr. 364 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(4. Session der 15. Gesetzgebungsperiode) 

 

Vorlage der Landesregierung 

 

betreffend die Abgabe einer Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung zugunsten der 

Gemeinde Saalbach-Hinterglemm anlässlich der Bewerbung für die alpine Schi Weltmeister-

schaft 2023 und folgende gemäß Art. 48 L-VG 

 

 

Der Salzburger Landtag hat am 4. Februar 2015 Folgendes beschlossen: 

 

„1.  Der Salzburger Landtag spricht sich für Salzburg und im Konkreten für Saalbach-Hinter-

glemm als österreichischen Bewerber für die Alpinen Skiweltmeisterschaften 2021 aus. 

2.  Die Landesregierung wird ersucht, Saalbach-Hinterglemm als geeigneten österreichischen 

Bewerber für die Alpinen Skiweltmeisterschaften 2021 nach Kräften zu unterstützen. Dies 

umfasst auch eine nach Maßgabe der Möglichkeiten finanzielle Unterstützung entsprechend 

der wirtschaftlichen, touristischen und sportlichen Bedeutung des Großereignisses. 

3.  Voraussetzung und Bedingung für diese Unterstützung ist die Entwicklung und Umsetzung 

eines Veranstaltungskonzeptes im Sinne eines modellhaften "Green Events". Darin enthalten 

sind beispielsweise ressourcensparende Konzepte für Energie, Material-, Abfallmanage-

ment, Mobilität und Barrierefreiheit, aber auch für bestmögliche regionale Wertschöpfung. 

Insgesamt ist anzustreben, mit der bestehenden sportlichen Infrastruktur das Auslangen zu 

finden. Für allenfalls neu zu schaffende Einrichtungen ist auf konsequente Landschafts-

schonung und langfristige Nutzungskonzepte zu achten. 

4.  Die Landesregierung wird weiters ersucht, an die Bundesregierung sowie die Salzburger Na-

tional- und Bundesräte mit dem Ersuchen heranzutreten, die Bewerbung Salzburgs mit 

Saalbach-Hinterglemm zur Ski-WM 2021 zu unterstützen.“ 

 

Die Gemeinde Saalbach-Hinterglemm hat sich mit Schreiben vom 12. Dezember 2012 beim Salz-

burger Landesskiverband um die Austragung der Alpinen Schiweltmeisterschaft 2021 oder 2023 

beworben. Seitens der Gemeinde Saalbach-Hinterglemm ist mitgeteilt worden, dass 

 

- ein „Verein zur Unterstützung der Kandidatur von Saalbach-Hinterglemm für FIS Alpine Ski 

Weltmeisterschaften“ (im Folgenden kurz „Verein“) gegründet und vereinsbehördlich ge-

nehmigt worden ist; 

- die Bewerbung dezidiert auf die Alpine Schi WM 2023 ausgerichtet ist; 

- das Bewerbungsbudget € 1,8 Mio. beträgt und je zu einem Drittel von der Gemeinde Saal-

bach-Hinterglemm, dem Tourismusverband Saalbach-Hinterglemm und den Bergbahnen, ver-



 

 

treten durch die Hinterglemmer Bergbahnen GmbH und die Saalbacher Bergbahnen GmbH 

getragen wird. 

 

Ein Bewerbungskonzept ist seitens der Gemeinde bzw. des Vereines erstellt und am 12.5.2016 

dem Arbeitsausschuss vorgestellt worden. 

 

Anlässlich der Alpinen Ski WM 1991 in Saalbach-Hinterglemm ist die Landesregierung am 4. Juli 

1990 vom Salzburger Landtag ermächtigt worden, eine Ausfallhaftung für 40 % jenes Abganges 

des „Organisationskomitees Alpine Schi Weltmeisterschaft 1991“ zu übernehmen, der beim Aus-

fall von Bewerben oder Bewerbsteilen der Alpinen Ski Weltmeisterschaft 1991 in Saalbach-

Hinterglemm aufgrund schon bezahlter Sponsorengelder (Leistungen) und entgehender Ein-

trittsgelder entstehen könnte. Dies unter der Voraussetzung, dass der Bund ebenfalls 40 % und 

die Gemeinde Saalbach-Hinterglemm 20 % des bezüglichen Risikos trägt. Dabei ist man von ins-

gesamt ATS 25 Mio. Ausfallshaftung ausgegangen. Eine derartige Ausfallshaftung des Landes ist 

für die gegenständliche Bewerbung nicht mehr notwendig, weil die Veranstaltung vom Österrei-

chischen Skiverband (ÖSV) bzw. der Austria Ski Veranstaltungsgesellschaft mbH (ASV) ausgetra-

gen wird. Auch die Kosten der Bewerbung an sich, welche mit € 1,8 Mio. angenommen und zur 

Gänze auf Ortsebene (Gemeinde, Tourismusverband, Bergbahnen) getragen werden, sind nicht 

Gegenstand einer seitens der Gemeinde Saalbach-Hinterglemm beantragten Finanzierungs- bzw. 

Garantiezusage.  

 

Nunmehr hat sich die Gemeinde Saalbach-Hinterglemm an das Land gewandt mit der Bitte um  

eine Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung des Landes (Beilage 1). Gegenstand die-

ser Finanzierungszusage bzw. Garantieerklärung ist die Gewährung von Landesförderungsmit-

teln. Damit soll 40 % des Kostenbedarfs für die Herstellung bzw. Bereitstellung jener Infrastruk-

tur (insbesondere also Investitionsmaßnahmen, aber auch Grundstücksmieten) finanziert wer-

den, welche nach den Vorgaben der FIS bzw. des ÖSV vom Austragungsort bereit zu stellen sind. 

20 % des Kostenerfordernisses trägt die Gemeinde; weitere 40 % werden vom Bund erwartet; 

die Gemeinde bemüht sich um eine entsprechende Zusage. Die Zusage des Landes wird benö-

tigt, um anlässlich der Bewerbung auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit für die notwendi-

gen Maßnahmen nachweisen zu können.  

  

Konkret handelt es sich um folgende Maßnahmenbereiche (Beträge gerundet); die Kosten wur-

den auf der Basis von Schätzungen ermittelt: 

 

- Sport- und Pisteninfrastruktur     6.577.000 

- Grundinfrastruktur (Stadion, Medienzentrum, Logistik, 

 Verkehrskonzept etc.)               24.652.000 

- Ablösen und Mieten (Parkflächen, Pisten- und 

Veranstaltungsflächen)       2.400.000 

- sonstige Investitionen (ÖSV Abgeltung, Marketing etc.)   6.862.000 

- Unvorhergesehenes (15 % des Gesamtbedarfes)      6.074.000 

Summe                  46.565.000 

 



 

 

Der 40%-ige Landesanteil beträgt € 18.626.000,--. In den obigen Beträgen ist noch keine Wert-

sicherung enthalten. In Anbetracht des Umstandes, dass die betreffenden Infrastrukturmaß-

nahmen erst nach Erhalt des im Jahr 2018 zu erteilenden Zuschlages gesetzt werden können 

und weiters die gegenständliche Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung (für den Fall, 

dass Saalbach-Hinterglemm nicht den Zuschlag für die Ski WM 2023 erhalten sollte) auch für ei-

ne allfällige Bewerbung für die Ski WM 2025 oder 2027 erstreckt werden soll, ist mit einem ent-

sprechend höheren Bedarf zu rechnen, weswegen die Gemeinde um eine Zusage des Landes im 

Höchstausmaß von € 20 Mio.  ersucht. Dies stellt einen Aufschlag von knapp 7,4 % auf den ge-

nannten Betrag von € 18,626 Mio. dar.  

 

Das maximale Gesamtausmaß der Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung beträgt 

somit € 20 Mio.  (inkl. USt.). Die Gemeinde teilt mit, dass die Bestätigung der Plausibilität die-

ser Maßnahmen und der jeweiligen Beträge durch einen Ziviltechniker und einen Wirtschafts-

prüfer ehebaldig nachgereicht wird. Für den Fall, dass die Bewerbung von Saalbach-Hinter-

glemm betreffend die Ski-WM 2023 erfolgreich ist, sollen die Investitionen im Zeitraum von 

2018 bis 2023 getätigt werden; die Landesförderungsmittel von € 18.626.000,--  sollen wie folgt 

abgerufen werden: 

 

- 2018:    888.000 

- 2019: 1.037.000 

- 2020: 3.866.000 

- 2021: 4.240.000 

- 2022: 5.224.000 

- 2023: 3.371.000 

 

Durch welchen konkreten Projektträger die gegenständlichen Infrastrukturmaßnahmen jeweils 

umgesetzt werden (durch die Gemeinde, eine noch zu gründende GmbH oder Dritte) ist derzeit 

noch offen. Es ist vorgesehen, dass seitens des Landes mit den jeweiligen Projektträgern Förde-

rungsvereinbarungen abgeschlossen werden, wodurch die Förderungsbedingungen des Landes 

einzuhalten sind.  

 

Es wird vorgeschlagen, dass die Finanzierungszusage bzw. Garantieerklärung des Landes unter 

der Voraussetzung abgegeben wird, dass eine entsprechende Zusage bzw. Erklärung von Bund  

und Gemeinde im Ausmaß von 40 % bzw. 20 % abgegeben wird, damit die Gesamtfinanzierung 

des Vorhabens gewährleistet ist. Insoweit im Rahmen der Maßnahmen Vorsteuer lukriert werden 

kann oder im Vergleich zu den geschätzten Beträgen Einsparungen erzielt werden können, re-

duziert sich das Förderungsausmaß im Verhältnis der genannten Prozentsätze. 

 

Die Abwicklung der Landesförderungen (einschließlich Abschluss von Förderungsvereinbarungen 

und Förderungskontrolle) soll im Wege von einschlägigen und bewährten Förderungsdienststel-

len erfolgen (Abteilungen 1 und 9). Die Gemeinde soll verpflichtet werden, im Einvernehmen 

mit den Förderungsdienststellen für ein externes Controlling Sorge zu tragen. 

 



 

 

Die Gemeinde Saalbach-Hinterglemm hat zum Ausdruck gebracht, sich eventuell für die alpine 

Ski WM 2025 oder 2027 zu bewerben, falls die Bewerbung für die alpine Schi WM 2023 abschlä-

gig beurteilt werden sollte. Es ist vorgesehen, die Finanzierungszusage auch für diesen Fall zeit-

lich zu erstrecken unter der Voraussetzung, dass sich an den oben geschilderten Rahmenbedin-

gungen nichts ändert. Der Förderungshöchstbetrag von € 20 Mio. gilt in jedem Fall.  

 

Die Landesregierung stellt sohin den  

 

Antrag, 

 

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Die Landesregierung wird ermächtigt, gegenüber der Gemeinde Saalbach-Hinterglemm im 

Sinne einer Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung die Bereitschaft zu erklären, 

die in dieser Regierungsvorlage genannten und für eine erfolgreiche Bewerbung für die alpi-

ne Ski WM 2023 notwendigen Infrastrukturmaßnahmen im Ausmaß von 40 %, höchstens je-

doch mit dem Betrag von € 20 Mio. zu fördern. Dies unter der Voraussetzung, dass der Bund 

ebenfalls 40 % und die Gemeinde Saalbach-Hinterglemm die verbleibenden 20 % des Investi-

tionsvolumens fördern. 

 

2. Diese Finanzierungszusicherung bzw. Garantieerklärung bezieht sich auf die Bewerbung für 

die alpine Ski Weltmeisterschaft 2023. Sie kann seitens der Landesregierung auch für eine 

Bewerbung von Saalbach-Hinterglemm für die alpine Schi Weltmeisterschaft 2025 bzw. 2027 

abgegeben bzw. erstreckt werden, wenn die Bewerbung für die alpine Schi Weltmeister-

schaft 2023 abschlägig beurteilt werden sollte und die gegenständlichen Rahmenbedingun-

gen (mit Ausnahme von Indexerhöhungen) gleich bleiben. Der Höchstbetrag von € 20 Mio.  

gilt in jedem Fall. 

 

3. Diese Vorlage wird dem Finanzausschuss zur Beratung, Berichterstattung und Antragstellung 

zugewiesen. 
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